
sind günstiger als die des Verklagten. Ihr monatliches 
Nettoeinkommen beträgt 781 M. Weitere Unterhaltsver- 
pflichtungen hat sie nicht.
Der Verklagte hingegen verfügt über ein monatliches 

'Nettoeinkommen von 665 M. Er ist seinem minderjähri­
gen Sohn aus zweiter Ehe unterhaltsverpflichtet. Seine 
Ehefrau hat ein monatliches Einkommen von 190 M. 
Hieraus ist zu schlußfolgern, daß die Aufwendungen für 
die Familie des Verklagten überwiegend von seinem 
Einkommen bestritten werden müssen. Unter Berück­
sichtigung dieser wirtschaftlichen Lage des Verklagten 
kann ihm nicht zugemutet werden, mehr als monatlich 
50 M Unterhaltszuschuß an den Kläger zu zahlen.

§§ 12, 17 FGB.
Als notwendige Prozesse, deren Kosten zu den Aufwen­
dungen für die Familie zählen bzw. im Rahmen der 
gegenseitigen Unterhaltspflicht aufzubringen- sind, sind 
nur solche anzusehen, die im Zusammenhang mit der 
gemeinsamen Lebensführung der Ehegatten stehen.
Kosten, die einem Ehegatten aus einem Strafprozeß 
entstanden sind, fallen nicht unter Aufwendungen i. S. 
der §§ 12, 17 FGB und können deshalb auch nicht im 
Rahmen der Unterhaltspflicht geltend gemacht werden.

BG Karl-Marx-Stadt, Urt. vom 18. Juli 1969 -
5 BF 21/69.

Die Parteien waren Eheleute und lebten vor der Schei­
dung getrennt. Während dieser Zeit wurde die Klägerin 
straffällig, indem sie Frau L., die jetzige Ehefrau des 
Verklagten, tätlich angriff. Die Klägerin, die monatlich 
240 M Unterhalt vom Verklagten erhält, hat beantragt, 
den Verklagten zu verurteilen, die ihr für die Verteidi­
gung durch einen Rechtsanwalt entstandenen Auslagen 
zu zahlen.
Das Kreisgericht hat den Verklagten antragsgemäß 
verurteilt. Es hat seine Entscheidung auf § 17 FGB ge­
stützt.
Gegen dieses Urteil hat der Verklagte Berufung ein­
gelegt, mit der er die Abweisung der Klage .begehrt.
Die Berufung hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Mit der Entscheidung des Kreisgerichts wird der 
Grundsatz aufgestellt, daß der Ehemann im Rahmen 
seiner Unterhaltspflicht bei Getrenntleben der Ehegat­
ten (§ 17'FGB) generell für alle Kosten aufzukommen 
hat, die der unterhaltsberechtigten Ehefrau durch die 
Führung von Prozessen, gleich welcher Art, entstanden 
sind. Dem kann in dieser Absolutheit nicht gefolgt wer­
den. Es genügt zur Entscheidung dieser Frage nicht, nur 
festzustellen, daß die Klägerin nicht berufstätig war 
und vom Verklagten nach § 17 FGB Unterhalt bekam. 
Es bedarf vielmehr einer genauen Prüfung, ob die gel­
tend gemachte Forderung als Unterhalt neben den vom 
Verklagten monatlich gezahlten 240 M zusätzlich zu er­
bringen ist. Dabei steht zunächst fest, daß der Ver­
klagte nach seinem Einkommen zur Zahlung eines sol­
chen Betrages imstande wäre. Ob er dazu verpflichtet 
werden kann, hängt aber von weiteren Gesichtspunkten 
ab.
Zu den Aufwendungen für die Familie gehören u. a. 
auch die persönlichen Verbindlichkeiten eines Ehegat­
ten, zu denen auch die Kosten für notwendige Pro­
zesse zählen.* An dem Grundsatz, den das Oberste Ge­
richt in seiner Entscheidung vom 23. August 1955 — 1 Zz 
94/55 - (OZG Bd.4 S. 141, NJ 1955 S. 764) aufgestellt

/*/ Vgl. FGB-Kommentar, Berlin 1970, Anm. S.2. zu § 12 (S. 68). 
- D. Red.

hat, daß zu den notwendigen Prozessen nur solche zäh­
len, die sich aus der persönlichen Lebensführung der 
Ehepartner ergeben, ist nach Auffassung des Senats 
auch weiterhin festzuhalten. Er wird den im Familien­
recht der DDR herrschenden Prinzipien der Gleich­
berechtigung der Ehepartner und der Verantwortung 
des einzelnen gegenüber der Familie und der Gesell­
schaft gerecht und grenzt in diesem Sinne auch die ge­
genseitigen Pflichten allgemein ab.
Hiervon ausgehend müssen als notwendige Prozesse 
diejenigen angesehen werden, die in Verbindung mit 
der gemeinsamen Lebensführung der Ehegatten stehen. 
Aus dem geforderten notwendigen Zusammenhang et­
waiger Verbindlichkeiten mit dem Familien- oder Ehe­
leben ergibt sich aber schon allgemein, daß Straf­
prozesse — von denkbaren Ausnahmefällen abgesehen — 
nicht hierunter fallen. Sie sind weder von den gesell­
schaftlichen Verhältnissen in unserer Republik noch 
vom Prinzip der persönlichen Verantwortung jedes 
Bürgers für sein Verhalten aus betrachtet als notwen­
dige Prozesse einzuschätzen. Diese Beurteilung trifft 
auch für Zivil- oder FaTnilienrechtsprozesse zu, die 
nicht im Interesse der gemeinsamen Lebensführung 
liegen oder denen ein sonst gesellschaftlich zu billi­
gendes Verhalten nicht zugrunde liegt.
Es ist also davon auszugehen, daß ein durch gesell­
schaftlich nicht zu billigendes Verhalten eines Ehegat­
ten erforderlich gewordener gerichtlicher Prozeß nicht 
als mit der gemeinsamen Lebensführung zusammen­
hängender, notwendiger Prozeß anzusehen ist und des­
halb auch keine Pflicht zu Erstattung der Prozeßkosten 
im Rahmen der Unterhaltspflicht begründen kann. 
Dies entspricht der Forderung, daß jeder Ehepartner zu 
verantwortungsbewußtem Verhalten gegenüber Ehe 
und Familie verpflichtet ist und sein Verhalten so ein- 
zurdchten hat, daß der Familienfonds oder der Lebens­
unterhalt nicht durch gerichtliche Prozesse in unzu­
mutbarer Weise geschmälert wird. Das gilt sowohl für 
die nach § 12 FGB gemeinsam zu erbringenden Ver­
pflichtungen für den Familienfonds als auch für die 
gegenseitige Unterhaltspflicht zwischen getrennt leben­
den Ehegatten nach §§ 17, 18 FGB.
Bei im Zusammenhang mit dem Familienleben notwen­
digen Prozessen ist also die Verpflichtung eines Ehe­
partners zur Leistung von Kostenvorschüssen für den 
anderen Ehepartner unter den Voraussetzungen über­
haupt bestehender Unter halts Verpflichtung zu bejahen. 
In der bisher veröffentlichten Rechtsprechung spielte 
diese Frage nur eine Rolle, soweit es sich um die Zah­
lung von Vorschüssen handelte. Sie ist neben den be­
reits genannten Gesichtspunkten auch dahin zutreffend 
beantwortet worden, daß der Vorschuß — vor allem in 
Ehesachen — in einer Höhe erforderlich wird, die in 
der Regel nicht von dem gezahlten Unterhaltsbeitrag 
bestritten werden kann, jedoch zur Führung des Pro­
zesses im voraus zu entrichten ist. Die Frage, ob diese 
Grundsätze auch dann gelten, wenn es um die nach 
Abschluß eines Prozesses einem Ehepartner berechneten 
Kosten geht, ist damit noch nicht beantwortet. Es wäre 
denkbar, eine solche Forderung wie jede andere Ver­
bindlichkeit zu behandeln (§ 16 FGB).
Ausgehend davon, daß notwendige Brozeßkosten vom 
Familienaufwand (§ 12 FGB) oder vom Unterhalt (§ 17 
FGB) aufzubringen sind, wenn nicht sonstiges Ver­
mögen vorhanden ist, wäre es nicht richtig, die im Er­
gebnis eines Prozesses entstehenden Kosten rechtlich 
anders zu behandeln als den Kostenvorschuß. Die dem 
Gläubiger nach § 16 FGB gegebenen Möglichkeiten 
bleiben diesem ohnehin. Eis hat sich aber gezeigt, daß 
die Ausschöpfung dieser Möglichkeiten mit Nachteilen 
für das Familienleben verbunden sein und sich vor 
allem bei getrennt lebenden Ehepartnern unmittelbar
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